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50. Jahrgang  Ausgegeben in Wesseling am 12. Juni 2019    Nummer 07 
 
 
6. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Teilnahme 
von Kindern an der Offenen Ganztagsschule in der Primarstufe der Schulen der Stadt 
Wesseling 
 
 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Transparenzgesetzes vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW. 
S.950), in Verbindung mit den §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 21.Oktober 1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz  vom 23. 
Januar 2018 (GV. NRW. S. 90), hat der Rat der Stadt Wesseling in seiner Sitzung am 14. Mai 2019 
folgende 6. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Teilnahme 
von Kindern an der Offenen Ganztagsschule in der Primarstufe der Schulen der Stadt Wesseling 
(Beitragssatzung OGS) beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 
§ 3 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
„Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach Absatz 1 an die Stelle der 
Eltern treten, gleichzeitig eine Kindertagespflegestelle, eine Kindertageseinrichtung oder eine Offene 
Ganztagsschule, wird der Beitrag nur für ein Kind erhoben, und zwar der jeweils höchste.“ 
 
 
 
Die Elternbeitragstabelle (Anlage zu § 3 Absatz 3) erhält ab 01.08.2019 folgende Fassung: 
 

Anlage zu § 3 Absatz 3 der Satzung 
 

Elternbeiträge für den Besuch der Offenen Ganztagsschule in der Regelbetreuungszeit (8:00 Uhr bis 
16:00 Uhr) werden nach folgender Staffel erhoben: 
 
Jahreseinkommen Beitrag je Monat 
  
bis 18.000 €     0 € 
bis 27.500 €     0 € 
bis 40.000 €   60 € 
bis 52.500 €   85 € 
bis 65.000 € 110 € 
bis 77.500 € 135 € 
über 77.500 € 150 € 

 
 
 

Artikel 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 1. August 2019 in Kraft und gilt erstmals für die Festsetzung der 
Elternbeiträge für die Zeit ab dem 1. August 2019. 
 

* * * 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 



Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündung 
gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Wesseling, den 15. Mai 2019 
 
Der Bürgermeister 
gez. Erwin Esser 
 
 
 
 
11. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Förderung 
von Kindern in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege in der Stadt Wesseling 
(Beitragssatzung Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege) 
 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Januar 2018 (GV NRW. S.90), in Verbindung mit dem 4. 
Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes – SGB VIII – (Gesetz zur frühen Bildung 
und Förderung von Kindern – Kinderbildungsgesetz) vom 30. Oktober 2007 (GV NRW S. 462) zuletzt 
geändert durch Gesetz zur Änderung des Kinderbildungsgesetzes vom 21. November 2017 (GV NRW 
S. 834) und den §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 21.Oktober 1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Januar 2018 (GV 
NRW S. 90), hat der Rat der Stadt Wesseling in seiner Sitzung am 14. Mai 2019 folgende 11. 
Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Förderung von Kindern 
in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege in der Stadt Wesseling (Beitragssatzung 
Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege) beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 
§ 3 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 
„Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 2 Absatz 1 an die Stelle der 
Eltern treten, gleichzeitig eine Kindertagespflegestelle, eine Kindertageseinrichtung oder eine Offene 
Ganztagsschule, wird der Beitrag nur für ein Kind erhoben, und zwar der jeweils höchste.“ 
 
 
Die Elternbeitragstabelle (Anlage zu § 4 Absatz 1) erhält ab 01.08.2019 die in der Anlage beigefügte 
Fassung. 
 
Elternbeitragstabelle (Anlage zu § 4 Absatz 1) ab 01.08.2019 
 



Tabelle 1

Jahreseinkommen
15 25 35 45

nur Tagespflege

bis 18.000 €               -   €               -   €               -   €               -   € 
bis 27.500 €               -   €               -   €               -   €               -   € 
bis 40.000 €          47,00 €          80,00 €          95,00 €        132,00 € 
bis 52.500 €          79,00 €        133,00 €        150,00 €        213,00 € 
bis 65.000 €        126,00 €        210,00 €        239,00 €        313,00 € 
bis 77.500 €        166,00 €        276,00 €        318,00 €        386,00 € 
über 77.500 €        206,00 €        341,00 €        396,00 €        459,00 € 

Elternbeiträge für Kindertagesbetreuung
 für Kinder unter 3 Jahren *)

Monatlicher Elternbeitrag für vereinbarte durchschnittliche 
wöchentliche Betreuungszeit von bis zu

Stunden

 
 
 
Tabelle 2

Jahreseinkommen
15 25 35 45

nur Tagespflege

bis 18.000 €               -   €               -   €               -   €               -   € 
bis 27.500 €               -   €               -   €               -   €               -   € 
bis 40.000 €          33,00 €          58,00 €          65,00 €          89,00 € 
bis 52.500 €          56,00 €          90,00 €        104,00 €        146,00 € 
bis 65.000 €          87,00 €        144,00 €        165,00 €        215,00 € 
bis 77.500 €        114,00 €        190,00 €        218,00 €        265,00 € 
über 77.500 €        142,00 €        235,00 €        274,00 €        317,00 € 

Elternbeiträge für Kindertagesbetreuung
 für Kinder über 3 Jahren *)

Monatlicher Elternbeitrag für vereinbarte durchschnittliche 
wöchentliche Betreuungszeit von bis zu

Stunden

 
 
*) Maßgeblich ist das tatsächliche Alter des Kindes. Der Beitragssatz wird mit dem Monat, der auf den 
Geburtstag folgt, angepasst. 
 
 
 
In § 4 Absatz 2 wird nach Satz 2 folgender Satz eingefügt: 
 
„Die Verwaltung wird ermächtigt, die Elternbeitragstabellen (Anlage zu § 4 Absatz 1) ohne erneute 
Beschlussfassung des Rates jährlich entsprechend anzupassen und zu veröffentlichen.“ 
 
 

Artikel 2 
 
Artikel 1 dieser Änderungssatzung tritt am 1. August 2019 in Kraft und gilt erstmals für die Festsetzung 
der Elternbeiträge für die Zeit ab dem 1. August 2019. 
 
 

* * * 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündung 
gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 



a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Wesseling, den 15. Mai 2019 
 
Der Bürgermeister 
gez. Erwin Esser 
 
 
 
Bekanntmachung über den Beschluss eines Bebauungsplanes als Satzung   
 
Bebauungsplan Nr. 3/124 „Einzelhandel Berggeiststraße“, Wesseling 
 
Der Rat der Stadt Wesseling hat in seiner Sitzung am 14.05.2019 den folgenden Beschluss gefasst: 
 
„Die in der Sitzung vorliegende Planzeichnung mit textlichen Festsetzungen und Hinweisen und 
Begründung gemäß § 9 (8) BauGB (einschließlich Umweltbericht gemäß § 2 a BauGB) zum 
Bebauungsplan Nr. 3/124 „Einzelhandel Berggeiststraße“ werden gemäß §§ 1, 2 und 10 BauGB 
(BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) in Verbindung 
mit § 7 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NW in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666 ff), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 23. Januar 
2018 (GV. NRW. S. 90)) vom Rat der Stadt Wesseling als Satzung beschlossen.“ 
 
Der vorgenannte Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 3/124 "Einzelhandel Berggeiststraße" in Kraft. 
 
Das ca. 1,27 ha große Plangebiet umfasst das östlich an die Berggeiststraße angrenzende Flurstück 
Nr. 785 sowie kleinere Teilbereiche von weiter nordöstlich gelegenen Flurstücken Nrn. 1122, 1008, 
939 (siehe Kartendarstellung). Im Bebauungsplan Nr. 3/124 „Einzelhandel Berggeiststraße“ sind im 
Norden ein Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung „Großflächiger Einzelhandel“ mit einer 
maximalen Verkaufsfläche (VK) von 1.800 qm sowie im Süden ein eingeschränktes Gewerbegebiet 
(GEe) festgesetzt. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 3/124 "Einzelhandel Berggeiststraße" mit der Begründung kann von 
jedermann bei der Stadt Wesseling, Neues Rathaus, 3. Obergeschoss, Bereich Stadtentwicklung und 
Umwelt (Zimmer 313- 315) während folgender Zeiten eingesehen werden:  
 
Montag und Donnerstag 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 
Dienstag 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr, 
Mittwoch 8.00 Uhr bis 13.00 Uhr, 
Freitag 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 3/124 "Einzelhandel Berggeiststraße" mit der Begründung ist im Internet über 
https://www.o-sp.de/wesseling/ abrufbar. 
 
Hinweise: 
 
1. Gemäß § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung Nordrhein- Westfalen (GO NRW) kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 



c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
2. Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über 
das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung schriftlich 
gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich 
sind. 
 
3. Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlöschen etwaige durch die Aufstellung des Bebauungsplans 
begründete Entschädigungsansprüche, wenn nicht die Fälligkeit dieser Ansprüche innerhalb von drei 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind, herbeigeführt wird. Die Fälligkeit von 
Entschädigungsansprüchen kann gemäß § 44 Abs. 3 Satz 2 BauGB dadurch herbeigeführt werden, 
dass der Entschädigungsberechtigte die Leistung der Entschädigung schriftlich bei der Gemeinde 
beantragt. 
 
 
Wesseling, den 20.05.2019 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. Erwin Esser 
 
 



 
 
 
  



 
 
Bekanntmachung über die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit  
 
Bebauungsplan Nr. 1/134 „Innerer Planungsbereich - Humboldtstraße“, Ortsteil Wesseling 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Umweltschutz der Stadt Wesseling hat in seiner Sitzung am 
07.05.2019 folgenden Beschluss gefasst: 
 
„Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Umweltschutz beschließt den vorliegenden Vorentwurf des 
Bebauungsplanes Nr. 1/134 „Innerer Planungsbereich – Humboldtstraße“ (einschließlich Vorentwurf 
der Begründung und des Umweltberichtes) als Grundlage für die Durchführung der frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 Baugesetzbuch.“ 
 
Der vorgenannte Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Das circa 6,4 ha große Plangebiet befindet sich im Südwesten des Ortsteils Wesseling zwischen dem 
Rheinufer und der Willy-Brandt-Straße, im Nahbereich des Raffineriestandortes der Firma Shell 
Deutschland Oil GmbH (siehe Kartendarstellung). Das Plangebiet liegt innerhalb der angemessenen 
Sicherheitsabstände zweier Betriebsbereiche gemäß Seveso-III-Richtlinie. Aufgrund der Nähe zu 
Störfallbetriebsbereichen und der Unterschreitung der gutachterlich ermittelten angemessenen 
Sicherheitsabstände ist nicht auszuschließen, dass eine Ansiedlung von schutzbedürftigen Vorhaben 
in diesem Bereich das Risiko eines schweren Unfalls potenziell vergrößern oder die Folgen eines 
solchen Unfalls verschlimmern kann.  
 
Die Zielsetzung des Bebauungsplanes ist es, innerhalb der angemessenen Sicherheitsabstände zur 
Vermeidung oder Verringerung der Folgen von Störfällen für bestimmte Nutzungen, Arten von 
Nutzungen oder für nach Art, Maß oder Nutzungsintensität zu bestimmende Gebäude oder sonstige 
bauliche Anlagen festzusetzen, dass diese zulässig, nicht zulässig oder nur ausnahmsweise zulässig 
sind. Die Stadt Wesseling verfolgt mit diesem Bebauungsplan das Ziel, abgewogene und 
angemessene Regelungen zur Berücksichtigung der sevesorechtlichen Anforderungen zu treffen. 
 
Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit: 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung werden die Bürgerinnen und Bürger über die allgemeinen 
Ziele, Zwecke und Auswirkungen der Planung unterrichtet. Hierbei besteht die Möglichkeit, sich zu 
den Planungsabsichten zu äußern und Anregungen/ Stellungnahmen einzubringen. 
 
Am Donnerstag, den 27.06.2019, um 18.00 Uhr, findet im Raum 25 (Erdgeschoss), Neues Rathaus, 
Alfons-Müller-Platz in 50389 Wesseling, eine Veranstaltung zur Information der Öffentlichkeit statt, zu 
der alle interessierten Bürgerinnen und Bürger herzlich eingeladen sind. 
 
Die Planungsunterlagen liegen vom 17.06.2019 bis einschließlich 19.07.2019 bei der Stadt Wesseling, 
Bereich Stadtentwicklung und Umwelt, Neues Rathaus, 3. Obergeschoss, Foyer, während folgender 
Zeiten zur Einsichtnahme aus: 
 
Montag und Donnerstag 08.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 
Dienstag 08.00 Uhr bis 18.00 Uhr, 
Mittwoch 08.00 Uhr bis 13.00 Uhr, 
Freitag 08.00 Uhr bis 12.30 Uhr. 
 
Die Planungsunterlagen sind ferner im Internet über https://www.o-sp.de/wesseling/ abrufbar. 
 
Wesseling, den 20.05.2019 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
gez. Gunnar Ohrndorf 
Erster Beigeordneter 
 
 



 
 
 
  



 
 
Bekanntmachung der Bezirksregierung Arnsberg 
 
Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 
Geschäftszeichen: 61.h 2-7-2015-1 
Dortmund, den 3. Juni 2019 
 
 
Antrag der RWE Power AG auf „Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis zur Fortsetzung der 
Entnahme und Ableitung von Grundwasser für die Entwässerung des Tagebaus Hambach im 
Zeitraum 2020 – 2030“ 
 
Die RWE Power AG (Stüttgenweg 2, 50935 Köln) hat im Zuge der Fortführung der 
Braunkohlengewinnung im Tagebau Hambach den Antrag auf „Erteilung der wasserrechtlichen 
Erlaubnis zur Fortsetzung der Entnahme und Ableitung von Grundwasser für die Entwässerung des 
Tagebaus Hambach im Zeitraum 2020 – 2030“  gemäß § 8  Abs. 1, 9 Abs. 2 des Gesetzes zur 
Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz WHG) bei der Bezirksregierung Arnsberg 
gestellt.  
 
Das Abbauvorhaben des Tagebaus Hambach ist 1978 begonnen worden. Landesplanerische 
Grundlage dafür ist der Braunkohlenplan Hambach Teilplan 12/1. Die Umsetzung der 
landesplanerischen Vorgaben erfolgte durch die Zulassung des mittlerweile 3. bergrechtlichen 
Rahmenbetriebsplanes für den Tagebau Hambach (vom 12.12.2014).  
Für die Gewinnung von Braunkohle im Tagebau muss der Grundwasserspiegel fortlaufend abgesenkt 
werden. Die Entnahme und Ableitung von Grundwasser bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis. 
Zuständig für das Verfahren ist gemäß § 19 Abs.2 WHG die Bezirksregierung Arnsberg als 
Bergbehörde. Das hier beantragte Wasserrechtsverfahren wurde vor dem 16.5.2017 eingeleitet. 
Daher ist gemäß § 74 „Übergangsvorschrift“  des Gesetzes zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
Grundlage für dieses Verfahren das UVPG in der Fassung vom 13.10.2016 (BGBl. I S. 2258), in Kraft 
getreten am 1.1.2017, gültig bis 15.5.2017. 
 
Das Wasserrechtsverfahren ist nach § 3b UVPG i. d. bis zum 15.05.2017 geltenden Fassung in 
Verbindung mit § 1 Nr. 1b) cc) der Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung bergbaulicher 
Vorhaben (UVP-V Bergbau) aufgrund von Art, Größe und Leistung des Vorhabens UVP-pflichtig. Der 
Benutzungstatbestand zur Fortschreibung der bestehenden wasserrechtlichen Erlaubnis mit der 
beantragten Grundwasserentnahmemenge fällt unter die in Anlage 1 „Liste „UVP-pflichtige Vorhaben““ 
unter der Vorhabensnummer  Nr.13.3.1 „Entnehmen, Zutagefördern oder Zutageleiten von 
Grundwasser oder Einleiten von Oberflächenwasser zum Zwecke der Grundwasseranreicherung, 
jeweils mit einem jährlichen Volumen an Wasser von 10 Mio. m³ oder mehr“ aufgeführten Vorhaben. 
 
Weitergehend ist für die geplante Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis zur Hebung und Ableitung 
von Grundwasser (Sümpfung) des Tagebaus Hambach eine FFH-Verträglichkeitsprüfung nach § 34 
Abs. 1 BNatSchG bzw. Art. 6 Abs. 3 FFH-Richtlinie sowie eine artenschutzrechtliche Prüfung 
entsprechend §§ 44 und 45 BNatSchG durchzuführen. 
 
Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 9 UVPG in der bis zum 15.5.2017 gültigen Fassung in 
Verbindung mit § 73 Abs. 5 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG NRW) bekannt gemacht. 
 
Der Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis mit den zugehörigen Unterlagen liegt für einen Monat in der 
Zeit vom 24.6.2019 bis einschließlich 23.7.2019 während der Dienststunden Montag und 
Donnerstag 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr, Dienstag 08:00 Uhr bis 18:00 Uhr, Mittwoch 08:00 Uhr bis 13:00 
Uhr, Freitag 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr in der Stadtverwaltung der Stadt Wesseling (Bereich 
Stadtentwicklung und Umwelt, Alfons-Müller-Platz, 50389 Wesseling, 3. Obergeschoss, Raum 314) 
zur Einsichtnahme aus. 
 
Der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW, liegen Antragsunterlagen 
sowie umweltrelevante entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen betreffend das 
Vorhaben vor, die zur Einsicht für die Öffentlichkeit im Rahmen des Beteiligungsverfahrens ausgelegt 
werden. Dabei handelt es sich insbesondere um folgende umweltrelevante Unterlagen: 
 



- Wasserrechtlicher Fachbeitrag, zur Beurteilung der Einhaltung der Bewirtschaftungsziele nach der 
EU- Wasserrahmenrichtlinie 
- Umweltverträglichkeitsuntersuchung, zur Bewertung der Umweltauswirkungen 
- Untersuchung der FFH-Verträglichkeit (nach EU-FFH-Richtlinie) 
- Artenschutzrechtliche Untersuchung (nach BNatSchG) 
 
Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis zwei Wochen nach Ablauf der 
Auslegungsfrist, bis einschließlich zum 6.8.2019 bei der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 
Bergbau und Energie in NRW, Goebenstraße 25 in 44135 Dortmund oder bei der Auslegungsstelle 
der Stadt Wesseling (Bereich Stadtentwicklung und Umwelt, Alfons-Müller-Platz, 50389 Wesseling, 3. 
Obergeschoss, Raum 314) schriftlich oder zur Niederschrift Einwendungen vorbringen. Mit Ablauf der 
Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen. Dieser Einwendungsausschluss beschränkt sich nur auf das Verwaltungsverfahren. 
 
Etwaige Einwendungen oder Stellungnahmen von Vereinigungen, die aufgrund einer Anerkennung 
nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung 
gegen die Entscheidung nach § 74 VwVfG NRW einzulegen, können ebenfalls bei den vorgenannten 
Stellen innerhalb der Einwendungsfrist vorgebracht werden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Einwendungsschreiben an die Antragstellerin zur Stellungnahme 
weitergegeben werden. Auf Verlangen der Einwender werden deren Name und Anschrift unkenntlich 
gemacht, soweit die Angaben nicht zur Beurteilung des Inhalts der Einwendungen erforderlich sind. 
Die datenschutzrechtlichen Hinweise zur Weitergabe der Einwendungen finden Sie auf der Homepage 
der Bezirksregierung.  
https://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/themen/d/datenschutz/datenschutzrecht_hinweise/index.php  
und unter  
https://www.bezreg-
arnsberg.nrw.de/themen/w/wasserwirtschaft_braunkohlegewinnung/hinweise_datenschutz.pdf  
 
Wenn mehr als 50 Benachrichtigungen oder Zustellungen vorzunehmen sind, können Personen, die 
Einwendungen erhoben haben, oder die Vereinigungen die Stellungnahmen abgegeben haben, von 
dem Erörterungstermin durch öffentliche Bekanntmachung benachrichtigt werden. Auch die Zustellung 
der Entscheidung über die Einwendungen kann in diesem Fall durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden. 
 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem später folgenden Erörterungstermin kann auch ohne ihn 
verhandelt werden.  
 
Diese Bekanntmachung sowie der Antrag mit den zugehörigen Unterlagen können auch im Internet 
unter http://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/bekanntmachungen/index.php eingesehen werden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Antrag mit den zugehörigen Unterlagen entsprechend der 
öffentlichen Auslegung erst ab dem 24.06.2019 auf der zuvor angegeben Internetseite eingesehen 
werden kann. Weiterhin ist zu beachten, dass gemäß § 27a Abs. 1 Satz 4 
Verwaltungsverfahrensgesetz NRW der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen bei der Stadt 
Wesseling maßgeblich ist. 
 
Im Auftrag: 
gez. Günther 
 
 
 
 


